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Aktualisierung der Grenzwerte für die Sofortabschreibung geringwertiger 

Wirtschaftsgüter 

 

Erhöhung der Grenzwerte für die Sofortabschreibung geringwertiger Wirtschaftsgüter! 

Der Grenzwert von EUR 410, bis zu dem geringwertige Wirtschaftsgüter (GWG) sofort 

abgeschrieben werden können, wurde seit 1964 nicht angepasst. In diesen 50 Jahren 

hat sich das Verbraucherpreisniveau knapp vervierfacht. Somit gleicht eine Erhöhung 

des Grenzwertes von EUR 410 auf rund EUR 1.600 die Inflation aus. Hierdurch wird dem 

ursprünglichen und immer noch aktuellen Zweck der GWG-Regelung, nämlich Verwal-

tungsvereinfachung und Stärkung der Selbstfinanzierung für Unternehmen, angemes-

sen Rechnung getragen. Die anstehenden Beratungen in Bundesrat und Bundestag zum 

Entwurf eines zweiten Gesetzes zur Entlastung insbesondere der mittelständischen Wirt-

schaft von Bürokratie bieten dazu die passende Gelegenheit.  

 

Historie 

Grundsätzlich werden Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens über ihre betriebsge-

wöhnliche Nutzungsdauer abgeschrieben. Die Anschaffungskosten so genannter gering-

wertiger Wirtschaftsgüter können im Jahr der Anschaffung sofort als Aufwand berück-

sichtigt bzw. alternativ in einem Sammelposten über 5 Jahre abgeschrieben werden.  

 

Erstmals wurde im Rahmen des Steueränderungsgesetzes 1953 eine Regelung zur So-

fortabschreibung für GWG mit Anschaffungskosten bis zu 600 DM eingeführt und 1964 

unter Berücksichtigung der Inflationsrate auf 800 DM angehoben. 2002 wurde der Wert 

im Rahmen der Währungsreform in 410 Euro umgerechnet. Das Unternehmenssteuer-

reformgesetz 2008 ersetzte die 410 Euro-Grenze durch ein zweistufiges System: bis 

150 Euro dürfen die Anschaffungskosten geringwertiger Wirtschaftsgüter sofort als Auf-

wand abgezogen werden, Wirtschaftsgüter mit Anschaffungskosten zwischen 150,01 

und 1.000 Euro werden in einem Sammelposten einheitlich über 5 Jahre abgeschrieben. 

Das Wachstumsbeschleunigungsgesetz führte ab 2010 alternativ hierzu ein, GWG mit 

Anschaffungskosten bis 410 Euro wieder sofort abzuschreiben.  

 

Dringender Bedarf für Erhöhung der Grenzwerte 

Im Rahmen der Gesetzgebung werden regelmäßig die Wertgrenzen von Normen inflati-

onsbereinigt und auf ihre Plausibilität geprüft, um nicht an Aktualität zu verlieren. So 

wurden beispielsweise im Rahmen des Bürokratieentlastungsgesetzes die Grenzen für 

die Bilanzierungspflicht von Unternehmen für Wirtschaftsjahre, die nach dem 

31.12.2015 beginnen, deutlich angehoben und auch bei den Kleinbetragsrechnungen im 

Sinne des Umsatzsteuergesetzes ist im Regierungsentwurf des 2. Bürokratieentlas-

tungsgesetzes eine Erhöhung von 150 Euro auf 200 Euro in der Durchführungsverord-

nung vorgesehen.  

 



 

 

Stellungnahme  3/2016  

 

 

Steuerberaterkammer 
Westfalen-Lippe  

 

 
 Körperschaft 

des öffentlichen Rechts 

 

 

 

 

 

Entsprechende Erhöhungen der Grenzwerte für geringwertige Wirtschaftsgüter wurden 

dagegen in den letzten 50 Jahren nicht vorgenommen. Seit 1964 hat sich das Preisni-

veau aber etwa vervierfacht (Verbraucherpreise). Dem Grenzwert aus 1964 von 800 DM 

entspricht damit heute ein inflationsbereinigter Betrag von rd. 1.600,00 Euro. 

 

Eine deutliche Anhebung des derzeitigen Grenzwertes wäre nicht mehr als eine Anpas-

sung des Betrags an die zwischenzeitliche Inflation und würde für viele kleine und mitt-

lere Unternehmen die Notwendigkeit entfallen lassen, aufwändige Berechnungen anzu-

stellen, um das Wahlrecht zwischen der Sofortabschreibung und der Einstellung in einen 

Sammelposten gezielt ausüben zu können. Bei einer ausreichenden Anhebung der GWG-

Grenze könnte vielmehr u. E. § 6 Abs. 2a EStG wieder entfallen, mit dem die Sammel-

postenmethode eingeführt wurde. Hierdurch würde das Steuerrecht vereinfacht und Bü-

rokratie abgebaut.  

 

Schlussfolgerungen 

Eine deutliche Anhebung des Grenzwerts für GWG auf bis zu 1.600 Euro wäre eine an-

gemessene Maßnahme, um die Versäumnisse der letzten Jahrzehnte nachzuholen. Der 

ursprüngliche und immer noch aktuelle Zweck der Regelung, nämlich Vereinfachung der 

Buchführung und verstärkte Selbstfinanzierung der Unternehmen würde wieder erfüllt. 

Dies trägt zur Stärkung der Unternehmen und damit auch zur Arbeitsplatzsicherheit für 

Arbeitnehmer bei. 

 


